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GVG § 200 Abs. 2 Nr. 5 a; ZPO § 767

Das Verfahren über eine Vollstreckungsabwehrklage, die 
sich gegen den Titel über einen Unterhaltsanspruch 
i.S. des § 200 Abs. 2 Nr. 5 a  GVG richtet, ist Ferien­
sache .
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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 26. März 1980 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Grell 
und die Richter Knüfer, Lohmann, Dr. Seidl und 
Dr. Blumenröhr

beschlossen:

Dem Widerkläger wird gegen die Versäumung 
der Frist zur Begründung der Revision gegen 
das Urteil des 2. Zivilsenats/Familiensenat 
des Oberlandesgerichts München vom 16. Ju­
li 1979 Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gewährt.

G r ü n d e  :

I.
Der Widerkläger wurde im Jahre 1976 zur Unterhalts­

zahlung an seine von ihm getrennt lebende Ehefrau - die 
Jetzige Widerbeklagte - verurteilt. Im Jahre 1977 wurde 
die Ehe geschieden. Anschließend machte die geschiedene 
Ehefrau im vorliegenden Rechtsstreit für die Zeit ab 
1. Mai 1978 einen zusätzlichen Unterhaltsanspruch nach 
§ 1578 Abs. 2 und 3 BGB in Höhe der Kosten der Kranken-, 
Alters- und Erwerbsunfähigkeitsversicherung geltend. Der 
geschiedene Ehemann beantragte im Wege der Widerklage, 
die Zwangsvollstreckung aus dem im früheren Verfahren er­
gangenen Unterhaltsurteil für unzulässig zu erklären.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

Das Amtsgericht wies Klage und Widerklage ab. Die 
Berufung des Widerklägers, mit der er sein Widerklagebe­
gehren weiterverfolgte, wurde vom Oberlandesgericht zu­
rückgewiesen. Die Widerklage wurde dabei vom Amtsge­
richt als Abänderungsklage nach § 323 ZPO, vom Oberlan­
desgericht dagegen als Vollstreckungsabwehrklage nach 
§ 767 ZPO beurteilt.

Gegen das Urteil des Oberlandesgerichts hat der Wi­
derkläger am 2. August 1979 (rechtzeitig) die vom Ober­
landesgericht zugelassene Revision eingelegt. Nach einem 
am 4. September 1979 von der Geschäftsstelle des Senats 
erteilten Hinweis, daß es sich um eine Feriensache handle 
und keine Revisionsbegründung eingegangen sei, hat der Wi­
derkläger am 14. September 1979 die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand beantragt und gleichzeitig die Revi­
sionsbegründung eingereicht.

II.

Dem Widerkläger ist die beantragte Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand nach §§ 233 ff. ZPO zu gewähren.

1. Der Widerkläger hat den Wiedereinsetzungsantrag 
nur vorsorglich gestellt und macht in erster Linie gel­
tend, daß keine Feriensache vorliege und damit die Frist 
zur Begründung der Revision nicht versäumt worden sei.

Dem kann nicht gefolgt werden. Es handelt sich um 
eine Streitigkeit über eine durch Ehe begründete gesetz­
liche Unterhaltspflicht im Sinne des § 200 Abs. 2 Nr. 5 a
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GVG. Abzustellen ist dabei allerdings nicht mehr auf die 
Klage, die nicht Gegenstand des Revisionsverfahrens ge­
worden ist, sondern nur noch auf die Widerklage (Wieczorek, 
ZPO 2. Aufl. § 200 GVG Anm. D I c 2). Für die Einordnung 
der Widerklage unter § 200 Abs. 2 Nr. 5 a GVG ist jedoch 
auch dann, wenn sie entgegen der Auffassung des Amtsge­
richts nicht als Abänderungsklage, sondern mit dem Beru­
fungsgericht und der Revision als Vollstreckungsabwehr­
klage beurteilt wird, der titulierte Anspruch maßgebend, 
da über dessen weitere Durchsetzbarkeit im Vollstrek- 
kungswege entschieden werden soll (BGH VersR 1976, 664,
665; ebenso Baumbach/Lauterbach/Albers, ZPO 38. Aufl.
§ 200 GVG Anm. 1). Die Vollstreckungsabwehrklage stützt 
sich auf Einwendungen gegen den titulierten Anspruch 
(§ 767 Abs. 1 ZPO). Sie betrifft damit diesen Anspruch 
und kommt in der Sache einer Fortsetzung des früheren 
Rechtsstreits nahe, mag auch das Bestehen oder Nichtbe­
stehen des titulierten Anspruchs nicht unmittelbar Streit­
gegenstand der Vollstreckungsabwehrklage sein (vgl. zu 
der ähnlichen Problematik bei der Qualifizierung der Voll­
streckungsabwehrklage als Familiensache: BGH FamRZ 1978, 
672, 673 * NJW 1978, 1811, 1812). Diesem Ergebnis stehen 
auch Sinn und Zweck der Regelung über die Gerichtsferien 
nicht entgegen. Der gesetzlichen Einordnung eines Ver­
fahrens unter die Feriensachen liegt die Annahme einer 
besonderen Eilbedürftigkeit der Entscheidung zugrunde.
Im Falle des § 200 Abs. 2 Nr. 5 a  GVG soll die Beschleu­
nigung des Verfahrens den Unterhaltsberechtigten vor 
dem Eintritt einer Notlage bewahren. Dem Revisionskläger 
ist zuzugeben, daß umgekehrt für den Unterhaltsschuldner, 
der sich gegen die Inanspruchnahme aus dem Unterhaltstitel



wehrt, ein ähnlich dringendes Beschleunigungsbedürfnis 
nicht bejaht werden kann. Es ist Jedoch zu beachten, 
daß mit der Vollstreckungsabwehrklage die Möglichkeit 
der Einstellung der Zwangsvollstreckung gemäß § 769 ZPO 
eröffnet wird, die erfahrungsgemäß vom Unterhaltsschuld­
ner auch regelmäßig beantragt wird. Im Falle der Ein­
stellung der Zwangsvollstreckung ist aber hinsichtlich 
des Beschleunigungsbedürfnisses die gleiche Lage gegeben 
wie im ursprünglichen Unterhaltsrechtsstreit. Dies 
rechtfertigt es auch vom Sinn und Zweck der Regelung 
her, die Vollstreckungsabwehrklage ebenso wie den ur- 
sprünglichen Prozeß als Feriensache zu qualifizieren.
Auf das konkrete Ergebnis des Nebenverfahrens nach 
§ 769 ZPO kann insoweit nicht abgestellt werden. Durch 
die Einordnung der Vollstreckungsabwehrklage als Ferien­
sache entsprechend dem zugrunde liegenden Titel wird im 
übrigen eine Rechtsunsicherheit vermieden, die andern­
falls dann auftreten könnte, wenn zweifelhaft wäre, ob 
es sich um eine Abänderungs- oder um eine Vollstrek- 
kungsabwehrklage handelt (vgl. BGHZ 70, 151, 156; BGH 
FamRZ 1979, 573, 575).

2. Der vorsorglich gestellte Wiedereinsetzungsan­
trag ist Jedoch begründet. Der Widerkläger hat mit dem 
fristgerecht gestellten und in zulässiger Weise nach­
träglich ergänzten Antrag glaubhaft gemacht, daß ihm 
sein langjährig in der Kanzlei tätiger und ansonsten zu­
verlässiger Bürovorsteher entgegen einer generellen An­
weisung nach der Einlegung der Revision die Handakten mit 
der Vormerkung der Revisionsbegründungsfrist nicht mehr 
zu der dann vorgesehenen Prüfung vorgelegt hat, ob eine



Feriensache vorliegt. Ein Verschulden des Prozeßbevoll­
mächtigten, das dem Widerkläger nach § 85 Abs. 2 ZPO 
zuzurechnen wäre, liegt daher nicht vor.

Dr. Grell Dr. Seidl
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